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• Digital Omnibus der EU-Kommission vom 19. November 2025
• KI-Omnibus kommt: Trilog-Einigung am 07.05. / Rats-Zustimmung am 29.06.2026 / rechtzeitig im EU-Amtsblatt

• Daten-Omnibus: Laufende Verhandlungen / Trilog Q 1/2027

• Digital Fitness Check läuft parallel (Konsultation abgeschlossen – Kommission Q 1/2027)
• Prüfung des EU Digital Acquis auf Kohärenz und Widersprüche

• Entlastung der Wirtschaft durch Vereinfachung // Stärkung und Wahrung von Werten und Rechten

• Insgesamt: Harmonisierung und Abbau von Hemmnissen für Innovation und Wettbewerb

• Doppelte Möglichkeit zur Impulssetzung für den EU Digital Acquis – Call for Action!

Datenpolitisches Reformfenster
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A.  Regulierungsrahmen als Wettbewerbs- und Innovationshemmnis?!
Reformfenster · Wettbewerbsfähigkeit · Draghi-Report · Paradigmenwechsel

B.  Grundrechtsdogmatische Ausgangslage
Art. 7, 8 GRCh · Abwägungspflicht · Kein Null-Risiko-Ansatz · Innovationsmandat

C.  Risikobasierter Ansatz als Schlüsselinstrument
Personenbezug · KI-Training · Art. 5, 6, 9 DSGVO · Compliance

D.  Governance und institutionelles Design
Rechtsvergleich UK · Innovationspflicht · Konsultation · Kohärenz

E. Handlungsempfehlungen & Handlungsmatrix
      Digital Omnibus · Digital Fitness Check

Agenda
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Impulspapier – Gliederung und Schwerpunkte



A. Regulierungsrahmen als 
Innovationshemmnis?!



• Europäische Regulierungslandschaft ausgesprochen komplex – sich überschneidende und 
teilweise widersprüchliche Pflichtenregime → Compliance-Herausforderung für Unternehmen

• Fragmentierte Aufsichtsstruktur mit teils divergierenden Auslegungsstandards – 
Harmonisierungsanspruch der DSGVO deshalb allenfalls bedingt eingelöst

• Regulierung und Innovation sind keine natürlichen Gegensätze – auf die richtige Regulierung 
kommt es an – Rechtsunsicherheit und fehlende Vorhersehbarkeit sind die Hemmnisse

Europas digitale Wettbewerbsposition
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A. Regulierungsrahmen als Innovationshemmnis?!
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• Draghi-Report „The Future of European Competitiveness“ (2024) identifiziert vier Kerndefizite:
 Fragmentierte Rechtsdurchsetzung: Zentrale Begriffe werden unterschiedlich ausgelegt
 Compliance-Last: Pflichtendichte trifft vor allem KMU – Ausdruck nachteiliger Überregulierung
 Innovationsfeindliche Risikokultur: Gold-Plating führt zu Risikoaversion bei Unternehmen
 Investitionshemmnis: US-Risikokapital in Europa sank nach DSGVO-Inkrafttreten um mehr als 20 %

• Deutschland: historisch gewachsene Sonderrolle mit besonderer Datenschutztradition, 
föderale Struktur, laufende Überlegungen zu Zentralisierung/Verschlankung

• Reformpaket der Bundesregierung vom 02.07.2026: Abbau von Gold-Plating, Verschlankung, 
vorhandene DSGVO-Spielräume nutzen, Aufsichtsstrukturen vereinfachen und bündeln

Draghi-Report: Kerndefizite
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A. Regulierungsrahmen als Innovationshemmnis?!



• Spannungsverhältnis zwischen – insbesondere – DSGVO, Data Act und KI-Verordnung
• Bsp.: ErwGr. 7 S. 7 DA stellt „keine Rechtsgrundlage“ für Erhebung oder Generierung 

personenbezogener Daten bereit → Notwendigkeit einer Rechtsgrundlage unter der DSGVO
• Fragen der Datenschutzrechtskonformität und evtl. Vereitelung von Datenzugangsansprüchen 

durch Datenschutzrecht (DSGVO als Abwehrrecht?)

• Kumulative Belastung aus sich überschneidenden Pflichtenregimen beeinträchtigt das 
Innovationspotenzial des Digitalen Binnenmarkts erheblich

Zusammenspiel der EU Digital- und Datenrechtsakte
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A. Regulierungsrahmen als Innovationshemmnis?!



• 2. DSGVO-Hauptziel in Art. 1 DSGVO unterbelichtet: Förderung des freien Datenverkehrs
• Der Grundgedanke eines abgestuften, differenzierten und risikobasierten Regelungsregimes 

wird strukturell vernachlässigt – One-size-fits-all-Ansatz dominiert

• Paradigmenwechsel erforderlich: Harmonisierung, Rechtssicherheit und Innovation 
gleichrangig verfolgen → risikobasierter Ansatz im Sinne von Verhältnismäßigkeit und 
Grundrechtsausgleich (praktische Konkordanz)

Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels
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A. Regulierungsrahmen als Innovationshemmnis?!



B. Grundrechtsdogmatische Ausgangslage



• Das Recht auf Schutz personenbezogener Daten (Art. 8 GRCh) ist kein absolutes Super-
Grundrecht

• Grundrecht auf Datenschutz muss nach Maßgabe des Verhältnismäßigkeitsprinzips im 
Kollisionsfall gegen andere Grundrechte abgewogen werden  (praktische Konkordanz)

• Art. 52 Abs. 1 GRCh: Einschränkungen müssen verhältnismäßig sein und Wesensgehalt achten
• Art. 54 GRCh: Verbot der Ausnutzung eines Rechts zum Nachteil anderer Grundrechte

Datenschutz ist kein „Super“-Grundrecht
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B. Grundrechtsdogmatische Ausgangslage



• ErwGr. 4 S. 2 DSGVO: Datenschutz ist kein uneingeschränktes Recht – Abwägung mit anderen 
Grundrechten erforderlich

• Art. 1 DSGVO: duale Zielsetzung – Datenschutz (Abs. 1, 2) und Sicherung des freien 
Datenverkehrs (Abs. 1, 3) als komplementäre Ziele

• Abwägungspflicht ist Ausdruck der zwingenden grundrechtlichen Wertungsordnung (auch 
der GRCh)

• Impulspapier-Vorschlag: Ergänzung von ErwGr. 4 DSGVO – explizite Pflicht der 
Aufsichtsbehörden und Gerichte zur Berücksichtigung konkurrierender Grundrechte

Abwägungspflicht und doppelte Zielsetzung
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B. Grundrechtsdogmatische Ausgangslage



• Null-Risiko-Ansatz verletzt die Abwägungspflicht aus Art. 8, 52 Abs. 1 GRCh und ErwGr. 4 
DSGVO

• Null-Risiko-Ansatz kollidiert mit dem in Art. 1 Abs. 1, 3 DSGVO verankerten Ziel des freien 
Datenverkehrs

• Beispiel: Pauschale Qualifizierung von KI-Training als datenschutzwidrig ohne tatsächliche 
Risikoprüfung ist rechtsdogmatisch abzulehnen 

Null-Risiko-Ansatz ist abzulehnen
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B. Grundrechtsdogmatische Ausgangslage



• Innovation ist nicht nur ein wirtschaftspolitisches Interesse, sondern kann eine Dimension der 
Grundrechteentfaltung (Art. 16 GRCh – Unternehmerische Freiheit) darstellen

• Art. 1 DSGVO enthält de lege lata keinen Verweis auf Innovation – normative Lücke (auch und 
gerade) im KI-Kontext

• Impulspapier-Vorschlag: Neuer Art. 1 Abs. 3a DSGVO – Innovation, digitale Entwicklung und 
Wettbewerbsfähigkeit als gleichrangige Ziele

• Impulspapier-Vorschlag (ergänzend): Umstellung von „hohem“ auf „angemessenes 
Schutzniveau“ in ErwGr. 10 DSGVO

Innovation als Grundrechtsdimension
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B. Grundrechtsdogmatische Ausgangslage



Art. 1 Abs. 3a – neu (Impulspapier-Vorschlag)
Diese Verordnung wird angewendet, um zugleich Innovation, digitale Entwicklung 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Union neben dem Schutz personenbezogener 
Daten im Einklang mit dem Unionsrecht zu fördern. Die Aufsichtsbehörden haben 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die Wechselwirkungen zwischen 
Datenschutz, gesamtgesellschaftlichem Nutzen, technologischem Fortschritt und 
wirtschaftlicher Entwicklung zu berücksichtigen.

Innovation als Grundrechtsdimension
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B. Grundrechtsdogmatische Ausgangslage



C. Der risikobasierte Ansatz 
als Schlüsselinstrument



• Risikobasierter Ansatz ist prägendes Strukturprinzip der DSGVO (bspw. enthalten in Art. 24, 
25, 32, 35 DSGVO)

• Potenziale des risikobasierten Ansatzes werden in der Praxis nicht hinreichend 
implementiert und operationalisiert

• Impulspapier-Vorschlag: Neuer Art. 5 Abs. 3 DSGVO – normative Verbindlichkeit des 
risikobasierten Ansatzes als Ausprägung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes

Normative Verankerung als Strukturprinzip
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C. Risikobasierter Ansatz



Art. 5 (3) – neu (Impulspapier-Vorschlag)
Die Grundsätze und Vorgaben dieser Verordnung zum Schutz personenbezogener Daten sind so 
anzuwenden und auszulegen, dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unter Berücksichtigung 
von Art, Umfang, Umstände und Zwecke der Verarbeitung sowie von Wahrscheinlichkeit und 
Schwere der Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen („risikobasierter Ansatz“) 
gewahrt wird. Die betroffenen Interessen, Grundrechte und Grundfreiheiten anderer als der 
betroffenen Person sind zu berücksichtigen; dies gilt insbesondere für unternehmerische Freiheit 
(Art. 16 GRCh), Wissenschafts- und Forschungsfreiheit (Art. 13 GRCh) und Informationsfreiheit (Art. 
11 GRCh). Im Kollisionsfall ist ein schonender Ausgleich der betroffenen Interessen, Grundrechte 
und Grundfreiheiten vorzunehmen. Ein angemessenes Schutzniveau ist zu gewährleisten. Der freie 
Verkehr personenbezogener Daten ist zu fördern.“

Normative Verankerung als Strukturprinzip
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C. Risikobasierter Ansatz



• EuGH-Urteil C-413/23 P (SRB, 4. September 2025): Bestätigung des relativen 
Personenbezugsbegriffs

• Vorschlag für Art. 4 Nr. 1 DSGVO-neu (Omnibus-Vorschlag): Daten gelten nur als personen-
bezogen, wenn die verarbeitende Stelle über realistische Mittel zur Re-Identifizierung verfügt

• Ergänzende Klarstellung zum Übermittlungsszenario bei Weitergabe an Dritte mit 
Identifizierungsmöglichkeit

Personenbezogene Daten: Reformvorschlag
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C. Risikobasierter Ansatz – Beispiel Personenbezug



• Betroffenenrechteregime birgt strukturelles Missbrauchspotenzial
• Vorschlag einer zweistufigen Präzisierung (Impulspapier-Vorschlag)
 Art. 12 Abs. 5 DSGVO-neu: bei nachweislich koordinierter, rein prozessmotivierter oder auf Geschäftsgeheimnisse 

abzielender Ausübung von Betroffenenrechten gilt ein widerleglicher Anschein einer exzessiven Rechtsausübung
 In Art. 15 DSGVO-neu sollte normiert werden, dass das Auskunftsrecht nicht zur Umgehung des durch die RL (EU) 

2016/943 und des durch das nationale Recht gewährleisteten Geschäftsgeheimnisschutzes eingesetzt werden darf 
• Außerdem normative Präzisierung des Missbrauchsbegriffs in Art. 12 Abs. 5 DSGVO-neu

• Praktisches Problem: „Alleinige Absicht, dem Verantwortlichen Schaden zuzufügen“ (ErwGr. 35) 
ist kaum beweisbar (Sonderfall Rs. Brillen Rottler, EuGH – C 526/24/AG Arnsberg)

Rechtsmissbrauch bei Betroffenenrechten
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C. Risikobasierter Ansatz  – Beispiel Betroffenenrechte



• Gleichrangigkeit der Art. 6 DSGVO-Rechtsgrundlagen betonen
• Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO (berechtigtes Interesse) ist taugliche Rechtsgrundlage für KI-Training
• Risikobewertung muss ergriffene Schutzmaßnahmen einbeziehen (Differential Privacy, 

Pseudonymisierung, Deduplikation) – nicht nur Ausgangsrisiko berücksichtigen
• Interessenabwägung betr. Verarbeitungstätigkeit als Ganzes, nicht einzelner Datenpunkte

• Reformüberlegungen: Regel-Ausnahme-Verhältnis teilweise umkehren; Regelungsgehalt 
einzelner Rechtsgrundlagen anpassen (z.B. Notwendigkeit der Verarbeitung für die Erfüllung eines 
Vertrags ist in Bezug auf den Gegenstand des Vertragsverhältnisses zu beurteilen)

Rechtsgrundlagen für KI-Training und -Verwendung
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C. Risikobasierter Ansatz  – Beispiel Rechtsgrundlagen



• OLG Köln (Mai 2025): Verarbeitungsverbot des Art. 9 Abs. 1 gilt nicht absolut – bei nicht 
zielgerichteter Verarbeitung tätigkeitsbezogene Reduktion der Unterlassungspflicht

• Strukturelles Defizit: starre Anknüpfung an Informationsinhalt statt Kontextabhängigkeit; 
EuGH-Rechtsprechung erfasst extensiv auch mittelbar sensible Daten

• Kurzfristig (Digital Omnibus-Trilog): Art. 9 Abs. 5 DSGVO-E präzisieren – Präzisere 
Abgrenzungskriterien für inzidentelle/residuale Verarbeitung + Dokumentationserfordernis

• Mittelfristig (Digital Fitness Check): Neukonzeption Art. 9 Abs. 1 als kontextabhängige 
Sensibilitätsprüfung (Informationsinhalt, Empfänger, Zweck, gesellschaftlicher Kontext)

Besondere Datenkategorien (Art. 9 DSGVO)
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C. Risikobasierter Ansatz  – Beispiel Sensible Daten



• Bei Hochrisiko-KI (Anhang III KI-VO): kumulative Anwendung von Art. 22 DSGVO und KI-VO – 
erhebliche Compliance-Last (v. a. HR, Finanzdienstleistungen)

• Tatbestandsmerkmale „rechtliche Wirkung“ und „ähnlich erhebliche Beeinträchtigung“ bislang 
nicht abschließend konturiert – Präzisierung im KI-Kontext erforderlich

• Impulspapier-Vorschlag: Neuer Art. 22 Abs. 2 DSGVO: rechtliche Wirkung nur bei 
statusbegründenden/vertragsrechtlich erheblichen Entscheidungen; ähnliche Wirkung nur bei 
Dauerhaftigkeit + qualifizierter Schadensintensität (Anlehnung an EuGH Rs. Schufa – C-634/21)

Art. 22 DSGVO – Automatisierte Entscheidungen
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C. Risikobasierter Ansatz  – Beispiel Automatisierte Entscheidungen



Art. 22 Abs. 2 – neu (Impulspapier-Vorschlag)
Für die Zwecke von Absatz 1 entstehen rechtliche Wirkungen nur dann, wenn die 
Entscheidung den rechtlichen Status einer betroffenen Person, ihre Rechte aus 
einem Vertrag oder vergleichbar bedeutsame Rechte maßgeblich bestimmt; und 
ähnlich bedeutsame Wirkungen entstehen nur dann, wenn die Entscheidung in ihrer 
Bedeutung einer rechtlichen Wirkung vergleichbar ist und eine dauerhafte oder 
permanente Einwirkung auf eine betroffene Person hat, der zu deren systemischer 
Ausgrenzung, erheblichen wirtschaftlichen Folgen oder dem Entzug des Zugangs 
zu wesentlichen Diensten führen kann.“

Art. 22 DSGVO – Automatisierte Entscheidungen
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C. Risikobasierter Ansatz



D. Governance und institutionelles Design



• Data Use and Access Act 2025 (UK): Gesetzliches Innovationsmandat für das Information 
Commissioner‘s Office (ICO) – Förderung von Innovation und Wachstum als sekundäre Aufgabe

• HM Treasury – drei Maßnahmen: (1) Abbau von Komplexität/Bürokratie, (2) Reduzierung 
regulatorischer Unsicherheiten, (3) Abbau von Risikoaversionen

• Übertragbarkeit auf EU: Art. 52 Abs. 1 DSGVO verlangt Unabhängigkeit, schließt aber 
gesetzliche Innovationsberücksichtigung nicht aus

• BDSG-Novelle: Deutschland könnte vorangehen – Verschlankung, Abbau von Gold-Plating, 
Innovationsmandat

Rechtsvergleich UK: Data Use and Access Act
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D. Governance und institutionelles Design



• Art. 57 DSGVO ist ausschließlich schutzorientiert formuliert – keine Verpflichtung zur 
Berücksichtigung wirtschaftlicher Auswirkungen

• Impulspapier-Vorschlag: Neuer Art. 57 Abs. 1a DSGVO – wirtschaftliche Folgenabschätzung 
für Leitlinien und Entscheidungen der Aufsichtsbehörden

Innovationspflicht und Konsultationspflichten
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D. Governance und institutionelles Design



Art. 57 (1a) DSGVO-neu (Impulspapier-Vorschlag)
„Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung hat die 
Aufsichtsbehörde das Ziel der Förderung von Innovation und Wettbewerb zu 
berücksichtigen, soweit dies mit dem Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten vereinbar ist. 
Zu diesem Zweck hat die Aufsichtsbehörde für Leitlinien, Codes of Conduct und 
Durchsetzungsmaßnahmen eine wirtschaftliche Folgenabschätzung zu erstellen 
und zu veröffentlichen.“

Innovationspflicht und Konsultationspflichten
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D. Governance und institutionelles Design



E. Handlungsempfehlungen



• Klarstellung des relativen Personenbezugsbegriffs in Art. 4 Nr. 1 DSGVO (EuGH C-413/23 P)

• Klarstellung der Gleichrangigkeit der Rechtsgrundlagen des Art. 6 DSGVO; Art. 6 Abs. 1 lit. f) 
– auch und gerade für KI-Training

• Ergänzung von Art. 9 Abs. 5 DSGVO-E – inzidentelle und residuale Verarbeitung besonderer 
Datenkategorien im KI-Kontext

• Präzisierung von Art. 12 Abs. 5 DSGVO betreffend Rechtsmissbrauch bei Betroffenenrechten

• Präzisierung von Art. 22 Abs. 1 DSGVO durch neuen Abs. 2 – Eingrenzung des 
Tatbestandsmerkmals „rechtliche Wirkung“

Handlungsmatrix: Stufe 1 – Digital Omnibus
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E. Handlungsempfehlungen (Auswahl)



• Aufnahme eines Innovationsmandats in Art. 1 Abs. 3a DSGVO-E und normative Verankerung 
des risikobasierten Ansatzes in Art. 5 Abs. 3 DSGVO-E

• Neukonzeption Art. 9 Abs. 1 DSGVO – auf der Grundlage und am Maßstab eines konsequent 
kontextabhängigen Sensibilitätsbegriffs 

• Einführung einer Pflicht zur wirtschaftlichen Folgenabschätzung in Art. 57 Abs. 1a DSGVO-E 
sowie verbindliche Konsultationspflichten für EDSA und nationale Datenschutzaufsichtsbehörden

• Koordinierung von DSFA (Art. 35 DSGVO) und KI-Konformitätsbewertung (Art. 43 KI-VO) 
sowie Informationspflichten (Art. 13, 14 DSGVO)

Handlungsmatrix: Stufe 2 – Digital Fitness Check
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E. Handlungsempfehlungen (Auswahl)
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Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit!

boris.paal@tum.de
www.gov.sot.tum.de/lrd
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